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Ausführungs beſtimmungen 
zum Geſetz zur Bewahrung der Jugend vor Schund⸗ und Schmutzſchriften vom 8. Juli 1932 
(G. Bl. S. 483). 
Vom 17. 12. 1932. 
Auf Grund von $ 5 des Geſetzes zur Bewahrung der Jugend vor Schund- und Schmutzſchriften 
vom 8. Juli 1932 (G. Bl. S. 483) wird folgendes verordnet: 

1. Die beim Senat, Abt. für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung einzurichtende Prüfſtelle ent⸗ 
ſcheidet in der Beſetzung von 7 Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden. 

2. Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter ſowie die Sachverſtändigen (8 3 des Geſetzes) werden 
vom Senat ernannt, und zwar der Vorſitzende und ſein Stellvertreter für die Dauer ihres Haupt⸗ 
amtes oder auf 3 Jahre, die Sachverſtändigen auf die Dauer von 3 Jahren. Es werden ernannt: 

2 Sachverſtändige aus den Kreiſen der Kunſt und Literatur; 

2 Sachverſtändige aus den Kreiſen des Buch- und Kunſthandels; 

4 Sachverſtändige aus den Kreiſen der Jugendwohlfahrt und Jugendorganiſationen; 

4 Sachverſtändige aus den Kreiſen der Lehrerſchaft und der Volksbildungsorganiſationen. 

Die genannten Sachverſtändigen werden vom Vorſitzenden immer abwechſelnd, und zwar nach 
Vorſchrift des Geſetzes je ein oder zwei Sachverſtändige zur Entſcheidung herangezogen. Bei jeder Be⸗ 
ſchlußfaſſung der Prüfſtelle müſſen 2 Frauen mitwirken. 

3. Die Sachverſtändigen ſind von dem Vorſitzenden für die Dauer ihrer Tätigkeit durch Hand⸗ 
ſchlag zu verpflichten, ihr Urteil unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen abzugeben. 

4. Die Einleitung des Prüfungsverfahrens geſchieht auf Antrag. 

Wegen einer Schrift, die nicht in deutſcher Sprache abgefaßt iſt, kann ein Verfahren nur dann ein⸗ 
geleitet werden, wenn dieſe Schrift im Gebiet der Freien Stadt Danzig öffentlich feilgeboten wird. Iſt 
eine in deutſcher Sprache abgefaßte Schrift, deren Verfaſſer oder Verleger nicht im Staatsgebiet 
ihren Wohnſitz oder gewerbliche Niederlaſſung haben, im Staatsgebiet bisher nicht verbreitet, jo kann 
der Vorſitzende die Entſcheidung über den Antrag einſtweilen ausſetzen. 

5. Antragsberechtigt ſind der Senat, das Jugendamt, das Evangeliſche und Katholiſche Kon⸗ 
ſiſtorium, die Lehrerkammer für die Freie Stadt Danzig, ſowie diejenigen Vereinigungen, denen auf 
ihren Antrag der Senat das Recht zur Stellung eines Antrages auf Einleitung des Prüfungsver⸗ 
fahrens verliehen hat. 

6. Nach Eingang des Antrages hat der Vorſitzende zunächſt dem Verleger oder Verfaſſer, und 
wenn dieſe nicht in Danzig ihren Wohnſitz haben, dem Vertreter der Schrift im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig Mitteilung zu machen und ſie zu einer Gegenerklärung binnen einer feſtgeſetzten Friſt 
aufzufordern. 

Nach Ablauf der für die Gegenerklärung feſtgeſetzten Friſt wird Termin zu einer mündlichen Ver⸗ 
handlung angeſetzt. Zu dieſem Termin ſind der Antragſteller, der Verleger und der Verfaſſer, ſoweit 
ſie bekannt ſind, und wenn dieſe nicht in Danzig ihren Wohnſitz haben, der Verbreiter, rechtzeitig in 
Kenntnis zu ſetzen. Sie können im Termin erſcheinen oder ſich vertreten laſſen. 
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7. Der Vorſitzende leitet die Verhandlung. Die Verhandlung iſt nicht öffentlich. Der Vorſitzende 
kann jedoch einzelnen Perſonen die Anweſenheit geſtatten. Die Beratung iſt geheim. 

8. Die Entſcheidung erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung nach Anhörung der Beteiligten, 
ſoweit ſie erſchienen ſind. 

9. Die Vorſchriften der Ziffern 6 bis 8 finden keine Anwendung, wenn die Schrift bereits im 
Deutſchen Reich auf Grund des deutſchen Reichsgeſetzes vom 18. Dezember 1926 (Reichsgeſetzblatt 
Teil I S. 505) in die im $ 1 des genannten Geſetzes erwähnte Liſte aufgenommen iſt. In dieſem Falle 
wird in der Regel ohne mündliche Verhandlung entſchieden. Eine mündliche Verhandlung findet nur 
ſtatt, wenn die Prüfſtelle es beſchließt. Auch kann der Vorſitzende von einer gemeinſamen Beratung 
abſehen, wenn die Mehrheit der Mitglieder ſchriftlich ihr Einverſtändnis mit dem Antrag ausge⸗ 
ſprochen hat. 

10. Sachverſtändige, die ſich im einzelnen Falle als befangen erachten, haben dies dem Vor— 
ſitzenden zu erklären und dürfen an der Verhandlung und an der Beſchlußfaſſung nicht mitwirken. 

Wird ein Sachverſtändiger von einem der Antragſteller, von dem Verleger oder Verfaſſer wegen 
Beſorgnis der Befangenheit abgelehnt, ſo entſcheidet nach Anhörung des abgelehnten Sachverſtändigen 
die Prüfſtelle ohne dieſen mit einfacher Mehrheit über den Ablehnungsantrag. Bei Ablehnung von 
mehr als 4 Sachverſtändigen entſcheidet über den Ablehnungsantrag der Vorſitzende allein. 

11. Über den Gang des Prüfverfahrens iſt eine kurze Niederſchrift aufzunehmen. 

12. Ergibt die Prüfung, daß eine Schrift den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung erfüllt, 
ſo iſt die Staatsanwaltſchaft zu benachrichtigen. 

13. Die Entſcheidung, die mit Gründen zu verſehen iſt, iſt den Beteiligten bekannt zu geben. 

14. Die Prüfſtelle kann in eine erneute Prüfung der Angelegenheit eintreten, wenn ſich ergibt, 
daß in dem abgeſchloſſenen Verfahren eine Vorſchrift des Geſetzes (oder der Ausführungsbeſtimmungen) 
verletzt war oder neue Tatſachen, die eine andere Entſcheidung rechtfertigen, geltend gemacht werden. 

Bei erneuter Prüfung des Verfahrens wird erneut über den Antrag auf Aufnahme in die 
Liſte entſchieden und entweder die Schrift in die Liſte aufgenommen oder der Antrag zurückgewieſen 
oder — wenn dem Antrage in dem erſten Verfahren ſtattgegeben war — die Streichung in der Liſte 
beſchloſſen. 
i Danzig, den 17. Dezember 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Winderlich 


5 Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung der Rechtsverordnung über die Zinserleichterung für den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Realkredit vom 15. November 1932. 
a Vom 14. 1. 1933. 
Auf Grund des $ 13 der Rechtsverordnung über die Zinserleichterung für den landwirtſchaftlichen 
Realkredit vom 15. November 1932 wird verordnet: 
f Artikel! 
Unter Rechtsverordnung iſt in den folgenden Vorſchriften die Rechtsverordnung über die Zins⸗ 
erleichterung für den landwirtſchaftlichen Realkredit vom 15. November 1932 zu verſtehen. 
5 Artikel II 
Iſt die Forderung durch eine Geſamthypothek auf mehreren demſelben Eigentümer gehörenden 
Grundſtücken geſichert, ſo ſind ſämtliche Grundſtücke für die Frage, ob es ſich um ein landwirtſchaftliches 
(forſtwirtſchaftliches, gärtneriſches) Grundſtück handelt, als ein Grundſtück anzuſehen. 
. a Artikel III | 
(1) Ob das belaſtete Grundſtück ein landwirtſchaftliches (forſtwirtſchaftliches, gärtneriſches) iſt, 
entſcheidet auf Antrag des Gläubigers, des Schuldners oder des Eigentümers ausſchließlich und end⸗ 
gültig das Amtsgericht in Danzig. f 
(2) Auf das Verfahren vor dem Amtsgericht finden die Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſinngemäß Anwendung. - 
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(3) Die Entſcheidung iſt, ſoweit es ſich um die Anwendung der Rechtsverordnung handelt, für die 
Gerichte und die Verwaltungsbehörden bindend. Eine Anfechtung der Entſcheidung findet nicht ſtatt. 
§ 18 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet keine Anwendung. 

(4) Das Amtsgericht kann von den Beteiligtten die Glaubhaftmachung einer tatſächlichen Be⸗ 
hauptung verlangen. a 
(5) Die Entſcheidung bedarf keiner Begründung. 
& Artikel IV 

(1) Die Entſcheidung des Amtsgerichts ergeht gebührenfrei. Für die Erhebung von Auslagen 
gelten die Vorſchriften des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. 

(2) Das Gericht kann die Koſten unter mehrere Beteiligte nach billigem Ermeſſen verteilen. 

Artikel V 

Bei Tilgungsforderungen wird für die Zinsherabſetzung der urſprüngliche Kapitalbetrag der Forde⸗ 
rung zugrunde gelegt. 

Artikel VI 

Der Zinsherabſetzung unterliegt auch eine Forderung, die erſt nach dem 18. November 1932 
durch Hypothek geſichert iſt, wenn die Verpflichtung zur Beſtellung der Hypothek bereits vor dieſem 
Zeitpunkt beſtand. 

Artikel VII 

Wird eine Forderung vor dem 1. Januar 1935 zurückgezahlt, jo ermäßigt ſich die Zuſatzforderung 
auf den Betrag, den die Zinsherabſetzung für die Zeit vom 1. Januar 1933 bis zum Tage der 
Rückzahlung ausmacht. Iſt die Forderung keine Tilgungsforderung und wird ſie auf Verlangen des 
Gläubigers zurückgezahlt, jo bewendet es bei der Vorſchrift des 8 7 Abſ. 1 Satz 2, 3 der Rechts⸗ 
verordnung. 

Artikel VIII 

Zur Abtretung der nicht durch eine Zuſatzhypothek geſicherten Zuſatzforderung iſt Erteilung der 

Abtretungserklärung in öffentlich beglaubigter Form erforderlich. 
Artikel IX 

(1) Iſt bei der Stammhypothek die Erteilung des Briefs ausgeſchloſſen, fo gilt das auch für die Zu- 
ſatzhypothek. 

(2) Bei der Eintragung der Zuſatzhypothek bedarf es nicht der Vorlage des über ein gleich⸗ 
oder nachſtehendes Recht erteilten Briefs. 

Artikel X 

Die Zuſatzhypothek erliſcht, ſoweit die Zuſatzforderung nicht zur Entſtehung gelangt oder die Zu⸗ 

ſatzhypothek ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt. 
Artikel XI 

Iſt eine Grundkreditanſtalt, die auf Grund der Hypotheken Schuldverſchreibungen ausgegeben hat, 
Gläubigerin der Zuſatzforderung, jo kann fie auch auf Grund der Zuſatzforderungen Schuldverſchrei— 
bungen ausgeben. Dieſe Schuldverſchreibungen ſtehen den auf Grund von Zuſatzhypotheken ausgegebenen 
Schuldverſchreibungen gleich. 

Artikel XII 

(1) Zur Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf Grund der Zuſatzforderungen oder Zuſatzhypo⸗ 
theken bedarf die Grundkreditanſtalt nicht der im § 795 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen 
ſtaatlichen Genehmigung. 

(2) Geſetzes- oder Satzungsbeſtimmungen, welche die Ausgabe unverzinslicher Schuldverſchreibungen 
verbieten, ſtehen der Ausgabe der Schuldverſchreibungen auf Grund der Zuſatzforderungen oder Zu- 
ſatzhypotheken nicht entgegen. 

Artikel XIII 

(1) S 10 Abſ. 1 der Rechtsverordnung findet keine Anwendung auf Forderungen, die vor In⸗ 
krafttreten der Rechtsverordnung aus beſonderem Anlaß vorzeitig fällig geworden find oder fällig ge 
macht werden konnten, es ſei denn, daß die vorzeitige Fälligkeit die Folge einer unpünktlichen Zahlung 
von Zins- oder Tilgungsbeträgen it und die rückſtändigen Beträge bis zum 1. April 1933 nachgezahlt 
werden. Non 

(2) Daß eine Forderung aus beſonderem Anlaß vorzeitig fällig geworden war oder fällig ge⸗ 
macht werden konnte, ſteht der Anwendung der Vorſchrift des Abſ. 1 auch dann nicht entgegen, wenn 
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die vorzeitige Fälligkeit eine Folge davon iſt, daß Zins⸗ oder Tilgungsbeträge einer anderen Forde⸗ 
rung oder ſonſt aus privaten oder öffentlichen Grundſtückslaſten geſchuldete Beträge unpünktlich gezahlt 
worden ſind und wenn die rückſtändigen Beträge bis zum 1. April 1933 nachgezahlt werden. 

(3) Vereinbarungen und Satzungsbeſtimmungen, wonach eine durch eine Hypothek geſicherte For⸗ 
derung oder Grundſchuld vorzeitig fällig wird, wenn eine ihr im Range vorgehende Hypothek oder 
Grundſchuld fällig wird, ſtehen der Anwendung des 8 10 Ab]. 1 Satz 1 der Rechtsverordnung nicht 
entgegen, wenn das vorgehende Recht unverzüglich nach Eintritt ſeiner Fälligkeit oder, falls die 
Fälligkeit vor Verkündung dieſer Verordnung eingetreten iſt, nach dieſer Verkündung getilgt und im 
Grundbuche gelöſcht wird. 

Artikel XIV 

Zu den rückſtändigen Beträgen in Artikel XIII dieſer Verordnung gehören weder Verzugs- oder 
Strafzuſchläge, die wegen der Unpünktlichkeit einer Zahlung zu entrichten ſind, noch Koſten. Mit der 
Nachzahlung der rückſtändigen Beträge fällt die Verpflichtung weg, zu Zins⸗ oder Tilgungsbeträgen 
Zuſchläge zu leiſten, ſoweit dieſe für einen der Nachzahlung folgenden Zeitraum geſchuldet werden oder 
in einer Erhöhung der Kapitalſchuld beſtehen. 


Artikel XV 
Soweit nach der Rechtsverordnung die Rückzahlung einer Forderung, Hypothek oder Grundſchuld 
nicht vor dem 1. April 1935 verlangt werden kann, ſtehen dem Gläubiger, wenn eine Verzinſung 
nicht vereinbart war, Zinſen in Höhe von vier vom Hundert jährlich zu. 


Artikel XVI 


Iſt ein bankmäßiger Perſonalkredit (8 8 Buchſt. a der Rechtsverordnung vom 16. Januar 1932 
über die Senkung von Zinſen [G. Bl. S. 28 a]) dadurch geſichert worden, daß der Kreditnehmer auf 
einem ihm gehörenden Grundſtück zu Gunſten des Kreditgebers eine Grundſchuld beſtellt hat, ſo wird 
durch S 11 der Rechtsverordnung die Fälligkeit der Grundſchuld nicht berührt. Dasſelbe gilt, wenn der 
Kreditnehmer eine ihm zuſtehende Eigentümergrundſchuld dem Kreditgeber zur Sicherung des bank⸗ 
mäßigen Perſonalkredits abgetreten hat. 5 
Artikel XVII 
Die Rechtsverordnung berührt nicht die Verpflichtung 

a) Zinszuſchläge zu zahlen, die vereinbarungsgemäß zur allmählichen Tilgung der Kapitalſchuld 
zu entrichten ſind (Tilgungsbeträge), 

b) Abzahlungsbeträge zu leiſten, ſoweit ſie für ein Jahr drei vom Hundert der urſprünglichen 
Kapitalſchuld nicht überſteigen, es ſei denn, daß jährlich vereinbarungsgemäß höhere Ab⸗ 
zahlungsbeträge als fünf vom Hundert der urſprünglichen Kapitalſchuld zu leiſten ſind, 

c) Schuldverſchreibungen auf den Inhaber zu tilgen, wenn die verbriefte Geſamtſchuld nach 
einem Tilgungsplan in regelmäßigen Teilbeträgen zu tilgen iſt. 


Artikel XVIII 


Gerichtliche Entſcheidungen ſtehen der Anwendung der Rechtsverordnung u 
nicht entgegen. 


nd dieſer Verordnung 


Artikel XIX 

(1) Findet auf Grund der Rechtsverordnung oder der zu ihrer Durchführung und Ergänzung 
erlaſſenen Vorſchriften ein anhängiger Rechtsstreit ſeine Erledigung, ſo hat die Partei die Koſten zu 
tragen, die ohne Erlaß der Vorſchriften unterlegen wäre. 

(2) Wird eine ſchwebende Zwangsvollſtreckung auf Grund der Rechtsverordnung oder den zu ihrer 
Durchführung und Ergänzung erlaſſenen Vorſchriften unzuläſſig, jo berührt dies nicht die Verpflichtung 
des Schuldners, die bis dahin entſtandenen Koſten der Zwangsvollſtreckung zu tragen. 

Artikel XX 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 19. November 1932 in Kraft. 
Danzig, den 14. Januar 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


Schriftleitung Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


